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Der ZauberChancengleichheit schmilzt

des Anfangs?Die Polarisierung bei den Einkommen wird weiter zunehmen. Vor allem Junge leiden darunter V O N S T E FA N R O C H O W

Menschen gelingt der Aufstieg in höhere telschicht in Wahrheit eine vielschichtige lust geprägt. Das setzte zu und führte zu

wäre die Sprache für sie ein Mittel, ihrem Politikstil Ausdruck zu geben V O N R I C H A R D S C H Ü T Z E
V O N T H O M A S S C H W A R T Z

Die neue Bundesregierung ist im Amt, der
Kanzler gewählt. Die Verantwortlichen be-
zeichnen ihr Regierungsbündnis selbstbe-
wusst als eine Koalition des Fortschritts
und des Neuanfangs und manche sprechen
gar vom „Zauber des Anfangs“. Das ist ein
hoher Anspruch.
Wird er aber vom Koalitionsvertrag auch
eingeholt? Und was ist von der konkreten
Regierungsarbeit der drei unterschied-
lichen Partner zu erwarten?
Gerade aus sozialethischer Sicht ist man
schon zu Beginn enttäuscht. Neuanfang
und Fortschritt sucht man vergebens: zu
viel Altbekanntes, zu viel weiter so.
Die Pandemie wird weiterhin nicht effek-
tiv bekämpft. Eine Impfflicht für das
Frühjahr hilft nicht dabei, die vierte Welle
zu brechen. Sie löst auch weder die tiefe
Zerrissenheit unserer Gesellschaft noch
werden damit die strukturellen Probleme
des deutschen Gesundheitssystems ernst-
haft und überzeugend angegangen. Ob mit
dem medienbewährten Karl Lauterbach
tatsächlich die Gesundheitspolitik zu einer
Erfolgsgeschichte der neuen Regierung
wird, bleibt lediglich zu hoffen. Ist ein
Kenner auch ein Könner, wie es ein deut-
sches Magazin titelte?

Regierung hat viel zu tun

Ein weiteres Beispiel für Enttäuschungen
des Anfangs: Die zahlreichen gesellschaft-
lichen und ethischen Herausforderungen
der Digitalisierung sollten ursprünglich in
einem eigenen Ministerium gebündelt
werden. Das ist vom Tisch. Wie man die
Thematik aber als politische Querschnitts-
aufgabe ins politische Bewusstsein heben
kann, ohne ihr eine kräftige und durchset-
zungsfähige Stimme am Kabinettstisch zu
geben, erschließt sich bislang noch nicht.
Wie die zahlreichen kleinteiligen Umset-
zungsvorschläge des Koalitionsvertrages,
die nun in einem Infrastrukturministerium
angesiedelt sind, zu einer verantwortungs-
vollen Digitalpolitik führen sollen, sei an-
gesichts der dort vorherrschenden Pla-
nungs- und Baubürokratie ebenfalls dahin-
gestellt. Große Worte sind noch lange
keine Garantie für echten Fortschritt!
Das wird auch in weiteren kritischen Poli-
tikfeldern deutlich. Wie kann man die
Energiewende verbraucher- und wirt-
schaftsfreundlich gestalten, wie eine über-
zeugende und nachhaltige Mobilitätspoli-
tik entwickeln, die drängenden Probleme
der Demografie anpacken, dem Pflegenot-
stand entgegentreten? – die Liste kann
problemlos fortgesetzt werden.
Allein den Mindestlohn auf zwölf Euro
anzuheben, wird die Ungleichheiten in
unserem Land nicht überwinden. Dafür
wird es zu neuen gesellschaftlichen Spal-
tungen kommen: bei Fragen zum Lebens-
schutz, auf dem Feld der Familienpolitik
und der Migration. Hier wenigstens ist ein
Neuanfang sichtbar – ob zum Guten, wird
abzuwarten sein.
Die neue Bundesregierung wird alle Hän-
de voll zu tun haben, damit der „Zauber
des Anfangs“ nicht zu einem „faulen Zau-
ber“ verkommt und „Koalition des Fort-
schritts“ keine schlichte Mogelpackung
ohne entsprechenden Inhalt wird. Trotz
aller Zweifel sei ihr dazu Erfolg gewünscht.
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Einkommen wären dann nicht mehr

durch eigene Entscheidungen, sondern viel-
mehr durch Herkunft bestimmt. Genau das
sollte die Soziale Marktwirtschaft ur-
sprünglich einmal verhindern.
Einkommensgruppen.
In den zurückliegenden 25 Jahren ist da-

mit die Mittelschicht deutlich geschrumpft.
Das gilt für kein vergleichbares Industrie-
land so stark wie für Deutschland. Selbst in
den USA ist kein so starker Rückgang der
Mittelschicht zu verzeichnen. Die untere
Einkommensschicht ist hingegen stark an-
gewachsen. Selbst der Wirtschaftsboom in
den 2010er-Jahren konnte das Armutsrisi-
ko nicht abfedern.

In anderen OECD-Ländern
Mittelschicht gewachsen

Noch im Jahr 1995 lag der Anteil der
Mittelschicht im Zusammenhang mit der
Gesamtbevölkerung bei 70 Prozent. Im
Jahr 2018 lag der Anteil nur noch bei 64
Prozent. Unter den 26 OECD-Mitgliedern
sind es nur die Länder Schweden, Finnland
und Luxemburg, in denen die Mittelschicht
noch stärker unter Druck geraten ist. In den
Staaten des ehemaligen Ostblocks, so zum
Beispiel in Polen, ist die Mittelschicht hin-
gegen gewachsen. Auch Österreich, Belgien
und Großbritannien können, laut OECD-
Studie, ein Anwachsen verzeichnen.

Wie dieses Ergebnis zu bewerten ist, da-
rüber streiten die Kommentatoren der Stu-
die. Die eine Seite wiegelt ab und sieht in

Kompeten
Politiker haben immer wenig
Gruppe. Die andere Seite sieht im Studien-
ergebnis eine zunehmende soziale Polari-
sierung und das Spiegelbild abnehmender
Chancengleichheit in Deutschland.

Die Forscher definieren den Begriff nach
der Höhe des Einkommens: Teil der Mittel-
schicht ist, wer zwischen 75 und 200 Pro-
zent des mittleren verfügbaren Einkom-
mens ausgeben kann. In Euro gesehen ent-
spricht das in etwa 1 500 bis 4 000 Euro für
Singles und 3 000 bis 8 000 Euro für Paare
mit zwei Kindern.

In insgesamt drei Gruppen haben die
Forscher die Mittelschicht dann weiter
unterteilt: die „untere Mittelschicht“ (75 bis
100 Prozent), die „mittlere Mitte“ (150 bis
200 Prozent) und die „obere Mitte“ (150
bis 200 Prozent).

Wer über dieser Definition liegt, der ge-
hört zu den „hohen Einkommen“ und wer
darunter liegt, ist „einkommensarm“ (weni-
ger als 50 Prozent) oder „armutsgefährdet“
(50 bis 75 Prozent).

Dass die Mittelschicht geschrumpft ist,
hängt vor allem mit der unteren Mittel-
schicht zusammen. Viele Menschen sind
hier in die untere Einkommensschicht ab-
gerutscht. Allerdings ist auch die Gruppe
der Spitzenverdiener (also mehr als 8 000
Euro) gewachsen. Diese Entwicklungen
sind nicht vom Himmel gefallen, sondern

z durch Sp
er Mut zur klaren Positionier
einer Kernschmelze, die viele Gefahren und
Risiken in sich birgt.

Unter den beiden Bundeskanzlern Hel-
mut Kohl und Gerhard Schröder sprach
man teilweise über Deutschlands Wirt-
schaft als dem „kranken Mann Europas“.
In dieser Phase lag die deutsche Arbeitslo-
senquote innerhalb der Europäischen Wirt-
schaftsunion (EWU) höher als im Durch-
schnitt. Im Jahr 2005 wies Deutschland
eine Unterbeschäftigung von mehr als elf
Prozent auf, zwei Prozentpunkte mehr als
der EWU-Schnitt und höher als selbst in
Griechenland, Spanien und Portugal.

Erst in den Jahren danach ging es mit der
Wirtschaft in Deutschland wieder aufwärts.
Die Mittelschicht hat sich allerdings von
diesen Jahren nicht erholt. Selbst der Auf-
schwung und der Jobboom in den Jahren
2010 und danach, konnte die Situation
nicht verbessern. Der Anteil der Mittel-
schicht ist nicht gewachsen. Das Schrump-
fen ist ein viel größeres Problem als viele
annehmen. In den kommenden Jahren
könnte sich genau das rächen.

Die Polarisierung bei den Einkommen
wird zunehmen. Das ist vor allem ein Resul-
tat von abnehmender Chancengleichheit.
Wenn man an das Hauptversprechen der
Sozialen Marktwirtschaft „Wohlstand für
alle“ berücksichtigt, ist das eine denkbar

rache?
ung und flüchten durch verba
Einkommen bestimmt
soziale Teilhabe

Schon heute deutet sich an, dass es vor al-
lem junge Menschen sind, die unter dem
Schrumpfen der Mittelschicht zu leiden
haben. Haben in den Achtziger- und Neun-
zigerjahren noch 71 Prozent der damaligen
30- bis 39-Jährigen (Babyboomer) den
Aufstieg in die Mittelschicht geschafft, so
gelingt dies heute nur noch 61 Prozent die-
ser Altersgruppe (Millenials). Aber auch
bei anderen Gruppen ist die soziale Mobili-
tät gering und hat deutlich abgenommen.
Drei von vier Menschen, die vor vier Jahren
von Armut betroffen waren, leben auch
heute noch in Armut oder sind zumindest
von Armut bedroht.

Bei der Verteilung von Einkommen und
Vermögen geht es um Gerechtigkeit, aber
auch um wirtschaftliche Chancen und vor
allem um soziale Teilhabe. Schrumpft die
Mittelschicht und bewegen sich zuneh-
mend Gruppen von Menschen in die Ar-
mutsbereiche oder müssen mit einem Ar-
mutsrisiko leben, so ist das ein großes Prob-
lem für die Gesellschaft. Ein Problem, das
sich in Zukunft verschärfen könnte.

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie
sind im Moment nicht abschätzbar. Trotz-
dem deutet sich schon jetzt an, dass man
mit einer Verschärfung des Problems rech-
nen muss. Zahlreiche Studien zeigen, dass
vor allem Kinder und Jugendliche aus ein-
kommensschwachen Familien bei Bildung,
Gesundheit und Chancen besonders großen
Schaden erlitten haben und unter diesen
Defizite noch immer leiden.

Auf dem Arbeitsmarkt sind vor allem
Menschen mit prekären Jobs und Solo-
Selbstständige besonders gefährdet. Die
Pandemie und auch die anstehende wirt-
schaftliche Transformation (Digitalisie-
rung) könnten Beschleuniger einer weiter-
hin schrumpfenden Mittelschicht sein.

Die soziale Polarisierung muss ernsthaf-
ter öffentlich diskutiert werden. Gute Bil-
dung bleibt der wichtigste Aufstiegsgarant.
Lebenslanges Lernen darf keine leere
Worthülse bleiben. Viele Familien können
es sich oft weder finanziell noch zeitlich
leisten, dass ein Verdiener für eine Weiter-
bildung längere Zeit ausfällt.

Politik muss handeln. Nur so können wir
dem Gesellschaftsvertrag der Sozialen
Marktwirtschaft wieder gerecht werden.
Die Kluft darf nicht größer werden.

le Hintertürchen. Dabei
S
ie wollen kraftvoll, entschieden
und mit aller Klarheit, ein starkes
Signal aussendend und vor allem
Beifall induzierend rüberkommen.

Dazu legen sich politische Repräsentanten
aller Couleur tauglich erscheinende Phra-
sen und Metaphern zurecht. Um besser ver-
standen zu werden, legerer ankommen und

und ehemalige Gesundheitsminister Jens
Spahn sich oft selbst rhetorische Fragen
und beantwortet diese dann auch direkt
selbst: „Und ja: Wir haben heute entschie-
den…“ Das soll den Eindruck eines die eige-
nen Entscheidungen selbstkritisch hinter-
fragenden Politikers vermitteln, der alle
möglichen Probleme und Einwände bereits

wegzuballern, so hat sich der Merkel-Imita-
tor nun zu einem Meister des „Hinbekom-
mens“ und „Hinkriegens“ gemausert. Viel
eleganter und flexibler als präzise Festle-
gungen sind kraftvoll vage Willens- und Ab-
sichtsbekundungen, die jedes Anliegen, je-
den Wunsch, jedes Bedürfnis aufgreifen
und niemand damit allein zurücklassen.

ein echtes Anliegen. Ganz ehrlich. Dieser
Stil färbt ab. Nicht nur auf die Grüne Katrin
Göring-Eckart, sondern auch auf Unions-
Fraktionschef Ralph Brinkhaus. Die neue
Bundestagsvizepräsidentin ist im Schwur-
beln sogar noch einen Schritt weiter. Sie
kriegt es hin, reihenweise Konsekutiv-Satz-
kaskaden hinzubekommen: „…, dass wir
mehr Akzeptanz erheischen zu können,
werden immer neue Worthülsen verwandt.
Gern auch umgangssprachlich eingefärbt,
weil das volkstümlich daherkommt.

Klammerte sich Helmut Kohl noch an
Floskeln wie „in diesem unserem Lande“,
die seine Entourage Sekundenbruchteile
zuvor als Background-Chor in den Kulissen
mit einem „induLa“ grinsend antenorierte
oder mit einem leicht höhnisch gehauchten
„gaugau“ die häufig verwandte Redewen-
dung „ganz und gar unerträglich“ ankündig-
te, so stellt der Beinahe-Kanzlerkandidat
antizipiert, abgewogen und in einem inne-
ren Dialog intensiv reflektiert hat.

Aus dem Windschatten des Unionsduos
Armin Laschet und Jens Spahn zog aber
dann mit stoischer Ruhe Olaf Scholz unauf-
haltsam auf der Zielgeraden vorbei und ob-
siegte. Der neue Kanzler wirkt auch sprach-
lich stilbildend.

Wollte er als SPD-Generalsekretär noch
militaristisch die „Lufthoheit über Kinder-
betten erobern“ und als Finanzminister
eine „Bazooka auspacken“, um die ökono-
mischen Folgen der Corona-Lockdowns
Satzbau und Worte der Scholz'schen Ver-
lautbarungen sind dabei bewusst schlicht
gewählt; jeder Budenbetreiber auf dem
Hamburger Fischmarkt beschallt sein Pub-
likum mit mehr Leidenschaft und plasti-
scheren Metaphern. Doch so dezidiert
möchte ein Scholz sich gar nicht reinhän-
gen, sondern lieber verbale Hintertürchen
offenhalten. Die meisten Themen findet er
„wichtig“ und „bedeutsam“ und will sich
vornehmen, hier nach Lösungen zu suchen,
die man eben ganz inflationär „hinkriegen“
oder „hinbekommen“ wolle. Alles ist ihm
entschieden haben, dass es wichtig ist,
dass…“. Eines schönen Tages wird dann das
einst von Gerhard Schröder bekundete „ich
wünsch‘ mir auch, dass das besser läuft, und
deshalb wollen wir nun…“ hingekriegt sein –
oder eben nicht.
Der Autor ist Rechtsanwalt, Politik-
und Unternehmensberater, Vorsitzen-
der des „Bundes Katholischer Unter-
nehmer“ (BKU) der Diözesangruppe
Berlin-Brandenburg im Erzbistum
Berlin und Leiter der VALERE-Acad-
emy für Werte-Bildung.
D
ie Mittelschicht in Deutschland
bröckelt. Das ist das Ergebnis
der neuen Studie der Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung (OECD) und
der Bertelsmann-Stiftung. Immer weniger

den Ergebnissen kein Problem. Sie warten
mit den unterschiedlichsten Erklärungen
auf und verweisen darauf, dass sich die
Wirtschaft in Deutschland in dem sehr lan-
gen Untersuchungszeitraum unterschied-
lich entwickelt habe. Außerdem sei die Mit-

das Ergebnis eines Trends, der schon vor
Jahrzehnten begonnen hat. Vor allem die
Jahre zwischen 1995 und 2005 sind die
schwarzen Jahre für die Mittelschicht ge-
wesen. Damals war die Gesellschaft von
Massenarbeitslosigkeit und Reallohnver-

Mit der schrumpfenden Mittelschicht nimmt auch die Chancengleichheit ab. Einkommen wären dann nicht mehr durch
eigene Entscheidungen, sondern durch Herkunft bestimmt. Gute Bildung bleibt der wichtigste Aufstiegsgarant. Foto: dpa


